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Finanzielle Konsequenzen der
Einführung eines universellen
Alterssicherungssystems

Hauptziel eines gesetzlich regulierten Systems der Alterssicherung ist es, den Le-
bensunterhalt aller Personen, die aus Alters- oder Invaliditätsgründen am Erwerb
von Einkommen gehindert sind, in ausreichendem Maße zu sichern. Das Erreichen
dieses Ziels ist im gegenwärtigen System der Alterssicherung in Deutschland vor
dem Hintergrund der demographischen, ökonomischen und gesellschaftlichen
Veränderungen gefährdet. Ein Konzept, mit dem die Finanzierung einer umlage-
finanzierten Alterssicherung zielgerichtet gewährleistet werden kann, würde das
gegenwärtige System, das vor allem auf unselbständiger Beschäftigung basiert,
auf ein universelles, die gesamte Bevölkerung einbeziehendes Pflichtversiche-
rungssystem umstellen. Das DIW Berlin hat im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung
die finanziellen und juristischen Aspekte eines von dem Bundesvorstand der In-
dustriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt vorgelegten Konzepts zu einem uni-
versellen Alterssicherungssystem analysiert.1  In der Ausgestaltung dieses Kon-
zepts würde sich eine weit stärkere Umverteilung als im heutigen System dadurch
ergeben, dass alle hohen Einkommen zur Finanzierung der Maßnahmen zur Ein-
kommensumverteilung innerhalb einer Generation herangezogen würden, da den
Beiträgen dieser Gruppe später nur zum Teil höhere Renten gegenüberstehen
würden. Eine stärkere Rückbesinnung auf die Eigenverantwortlichkeit würde sich
aus dem langfristigen Abbau der Witwen(r)-Versorgung zugunsten einer verbes-
serten eigenständigen Sicherung ergeben.

Die Untersuchung der finanziellen Konsequenzen dieses Konzepts macht deut-
lich, dass die angestrebten Ziele einer Stabilisierung der Beitragsgrundlage für
die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) in wesentlichen Punkten erreicht wer-
den könnten. Infolge der Einbeziehung aller Einkommensquellen wäre die Finan-
zierungsgrundlage stabiler und weitgehend unabhängig von Strukturverschie-
bungen zwischen abhängiger und selbständiger Erwerbstätigkeit einerseits so-
wie zwischen Arbeit und Kapital andererseits. Es würde ein Grundstock für eine
eigenständige Sicherung aller Mitglieder der Gesellschaft geschaffen, der zumin-
dest teilweise von den Versicherten während der Erwerbsphase selbst finanziert
wird. Das würde den staatlichen Aufwand für die bedarfsorientierte Mindest-
sicherung verringern.

Aufgrund der vorgesehenen geringen Höhe der Mindestbeiträge würden Perso-
nen ohne weitere Anwartschaften allerdings häufig nur eine niedrige Altersrente
erhalten, die im Hinterbliebenenfall nicht ausreichend wäre. Eine Weiterentwick-
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lung des Konzepts des universellen Alterssicherungssystems könnte ein „Bei-
tragssplitting“ einbeziehen, um bei verheirateten (und eventuell bei unverheira-
tet zusammenlebenden) Personen die Diskrepanz der Höhe der Rente zwischen
Männern und Frauen auszugleichen.

Der Beitragssatz zur Aufrechterhaltung des derzeitigen Niveaus der Alterssiche-
rung würde bei der hier durchgerechneten Variante eines universellen Alterssi-
cherungssystems voraussichtlich langfristig etwa 6 Beitragspunkte unter jenem
Satz liegen, der im gegenwärtigen System bei Aufrechterhaltung des Rentenni-
veaus benötigt würde. Dies geht im Wesentlichen auf eine Kürzung der Hinter-
bliebenenversorgung und eine stärkere Umverteilung durch Aufhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze und einer Kappung höherer Rentenansprüche zurück.
Würde auf diese Kappung verzichtet werden, würde sich immerhin noch eine Re-
duzierung des Beitragssatzes um etwa 4 Beitragspunkte ergeben.

Demographischer Druck auf die Renten-
finanzen

Die demographischen Strukturveränderungen be-
drohen langfristig massiv die finanzielle Entwick-
lung der Alterssicherung.2 Bis zum Jahre 2050
werden aufgrund der anhaltend geringen Gebur-
tenrate immer weniger junge Leute in das Er-
werbsalter hineinwachsen und der Kreis der Älte-
ren wegen der steigenden Lebenserwartung zu-
nehmen. Obwohl das DIW Berlin in seinen Vor-
ausberechnungen davon ausgeht, dass die Zuwan-
derung die Altersstruktur etwas ausgleicht, ist
nach dem Jahr 2020 mit einem starken Rückgang
der Bevölkerung im Erwerbsalter zu rechnen.
Auch bei dem unterstellten, relativ hohen Zuwan-
derungssaldo von 260 000 Personen jährlich3 dürf-
te die Zahl der Personen im Rentenalter (60 und
mehr Jahre), bezogen auf den Bestand der 20- bis
unter 60-Jährigen, von 41 % (1999) auf fast 100 %
im Jahre 2050 steigen.

Gemildert wird der Einfluss der veränderten Alters-
struktur auf die finanzielle Entwicklung der Alters-
sicherung durch die künftig steigende Erwerbsbe-
teiligung der Bevölkerung. Die Lebensarbeitszeit
verlängert sich aufgrund der gesetzlichen Erhö-
hung der Altersgrenzen, und die Erwerbsbeteili-
gung der Frauen im mittleren Lebensalter nimmt
voraussichtlich weiterhin zu. Trotzdem ist abseh-
bar, dass in der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) langfristig immer weniger Beitragszahler
einen größer werdenden Rentenbestand finanzie-
ren müssen. Dies kann nur durch Beitragssatzstei-
gerungen und Leistungskürzungen gemildert wer-
den. Durch einen verstärkten Anstieg der Lohn-
kosten könnten aber die Konkurrenzfähigkeit im
internationalen Wettbewerb sinken und negative
Beschäftigungseffekte ausgelöst werden. Werden
in Tarifverhandlungen die gestiegenen Beiträge
durch niedrigere Direktlöhne kompensiert, fördert
diese Senkung der Nettolöhne Nebenerwerb und
Schwarzarbeit.

Eine weitere Senkung des Rentenniveaus in der
GRV ist angesichts der – auch nach jahrzehntelan-
ger Beitragszahlung – mäßigen Höhe der Alters-
ruhegelder von Versicherten mit kleinem oder
mittlerem Verdienst schwer tragbar. Denn auch ein
Ausgleich durch die private Vorsorge ist fraglich.
Kapitalgedeckte Renten sind kurzfristigen Rendi-
teschwankungen unterworfen, und immer weniger
junge Menschen erwirtschaften die Zinsen für das
angesparte Kapital.4

Der Erfolg einer weiteren Heraufsetzung der Al-
tersgrenze für den Ruhestand ist letztlich von der
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt abhängig. Kön-
nen ältere Arbeitnehmer nicht bis zur heraufge-
setzten Altersgrenze arbeiten, bedeutet dies für sie
faktisch eine niedrigere Altersversorgung.

Wirtschaftlicher und gesellschaftlicher
Wandel erhöht Reformbedarf

Durch die veränderten Bedingungen auf dem Ar-
beitsmarkt ist das Berufsleben von immer mehr
Menschen durch Arbeitslosigkeit, Umschulung
und nicht oder unzureichend versicherte Beschäfti-
gungen geprägt. Viele wechseln vom so genannten
Normalarbeitsverhältnis in – zum Teil arbeitneh-
merähnliche – Selbständigkeit oder neue Formen
freiberuflicher Tätigkeit. Das Einkommen ist hier
häufig nicht hoch genug, um eine ausreichende
private Altersvorsorge aufzubauen. Das bestehende

2 Vgl.: Zur langfristigen Bevölkerungsentwicklung in Deutschland. Be-
arb.: Erika Schulz. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 42/1999; und
insbesondere: Probleme der Altervorsorge allein durch Änderung des
Finanzierungsverfahrens nicht zu lösen. Bearb.: Ellen Kirner, Volker Mein-
hardt und Gert G. Wagner. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 30/
2000; Kapitaldeckung – Kein Wundermittel für die Altersvorsorge.
Bearb.: Ellen Kirner, Johannes Leinert, Volker Meinhardt und Gert G.
Wagner. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 46/1998.
3 Obere Variante der Vorausschätzung.
4 Zu den Aspekten der Einführung einer privaten Altersvorsorge vgl.:
Probleme der Altersvorsorge allein durch Änderung des Finanzierungs-
verfahrens nicht zu lösen, a. a. O. In: Wochenbericht des DIW Berlin,
Nr. 30/2000.
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bestehenden System unbefrie-
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Alterssicherungssystem, das im Grundsatz durch-
gehende Erwerbs- und Versicherungsverläufe vor-
aussetzt, kann unter diesen Bedingungen Armut
im Alter nicht verhindern und das Ziel der Lebens-
standardsicherung noch weniger gewährleisten.
Damit verliert das gesetzliche Alterssicherungssys-
tem auch die Basis für seine Funktion, eine ausrei-
chende Hinterbliebenenversorgung zu sichern.

Hinzu kommt: Immer mehr jüngere Menschen
lehnen die überkommene Arbeitsteilung zwischen
den Geschlechtern nach dem Leitbild der „Versor-
ger-Ehe“ ab. Frauen streben heute eine eigenstän-
dige Teilhabe am Erwerbseinkommen sowie an
den Leistungen des Alterssicherungssystems an.
Aber die mangelnde Vereinbarkeit von Berufs-
und Familienarbeit führt zu unterbrochenen und
durch Teilzeitarbeit geprägten Erwerbsverläufen
mit entsprechend niedrigen Erwerbseinkommen
und unzureichenden eigenen Renten. Eine Beibe-
haltung des Witwen-/Witwerrentensystems ist kei-
ne geeignete Lösung. Es steht vielmehr im Wider-
spruch zur Forderung nach einer eigenständigen,
ausreichenden Alterssicherung für Frau und Mann
– unabhängig von Ehe und gegebenenfalls Schei-
dung.

Das universelle Alterssicherungssystem:
Ziele und Eckpunkte eines Reformmodells

Um abzuschätzen, welche Möglichkeiten ein Aus-
bau der Basis des umlagefinanzierten gesetzlichen
Alterssicherungssystems bietet, hat das DIW Ber-
lin beispielhaft ein Konzept des Bundesvorstandes
der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt
für ein universelles Alterssicherungssystem unter-
sucht. Dieses System soll unter anderem die fol-
genden Ziele erreichen:5

– Beibehaltung der paritätischen Beitragsfinan-
zierung

– Verminderung der lohnbezogenen Belastung
von Arbeitseinkommen

– Flexibilität beim Renteneintrittsalter
– Eigenständigkeit der Rentenansprüche
– Aufbau eines Grundstocks für eine individuelle

Altersvorsorge für alle
– Vermeidung von Altersarmut

Die Eckpunkte dieses universellen Alterssiche-
rungssystems lassen sich folgendermaßen skizzie-
ren:

1. Angestrebt wird eine Versicherungspflicht, die
sich auf die gesamte Wohnbevölkerung vom
vollendeten 15. Lebensjahr an bis zum Renten-
beginn erstreckt. Beamte6, alle Selbständigen
und Nichterwerbstätige wären somit ebenfalls

versicherungspflichtig. Für jede Person der be-
schriebenen Altersgruppe muss ein Beitrag ent-
richtet werden. Vorgesehen ist ein Mindestbei-
trag, der bezogen auf das Jahr 1998, das als
Stichjahr für die Berechnungen des DIW Ber-
lin gewählt wurde, etwa 102 Euro pro Monat
beträgt.

2. Anders als im bisherigen System der gesetzli-
chen Rentenversicherung, in dem im Wesentli-
chen nur das Einkommen aus einer unselbstän-
digen Beschäftigung bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze herangezogen wird, sollen alle
Einkommensarten berücksichtigt werden, d. h.
auch Einkommen aus unselbständiger Erwerbs-
tätigkeit, Erträge aus Vermögen, d. h. Zinsen,
Dividenden und Einkünfte aus Vermietung und
Verpachtung, sowie alle sonstigen zu versteuern-
den Einkommensarten. Im Modell der Indus-
triegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt entfällt
auch die Beitragsbemessungsgrenze.

3. Die Höhe der Rente soll sich an dem heute er-
zielten Niveau orientieren. Bei einem durch-
schnittlichen Verlauf des Berufslebens soll ein
Nettorentenniveau von 70 % erreicht werden.
Eine Äquivalenz von Beitrag und Rente soll
nach den Vorstellungen der Industriegewerk-
schaft Bauen-Agrar-Umwelt nur bis zu einer
Rentenhöhe von 2 301 Euro (4 500 DM) pro
Monat gelten (bezogen auf das Jahr 2000; diese
Grenze soll dynamisiert sein). Rentenanwart-
schaften, die über diesen Betrag hinausgehen,
werden gekappt.

4. Die Möglichkeit, eine Altersrente zu beziehen,
soll anders als heute nicht mehr davon abhän-
gen, dass ein bestimmtes Lebensalter erreicht
wird, sondern ein voller Anspruch auf Alters-
rente entsteht im universellen Rentensystem
nach 44 beitragspflichtigen oder gleichgestell-
ten Versicherungsjahren, rechnerisch begin-
nend mit Vollendung des 15. Lebensjahres.

5. Angestrebt wird der Aufbau einer eigenständi-
gen und ausreichenden Anwartschaft für alle
Mitglieder der Gesellschaft. Damit entfällt die
Notwendigkeit einer abgeleiteten Hinterbliebe-
nenversorgung. Es sollen Vorkehrungen für den
Vertrauensschutz in der Übergangsphase ge-
troffen werden.

5 Vgl.: Entwurf der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, Bun-
desvorstand: Konzeption für ein universelles System der gesetzlichen
Alterssicherung. Frankfurt a. M., 6. Juli 2000.
6 Auch politische Mandatsträger, die allerdings wegen der geringen
Zahl für die finanzielle Situation des Gesamtsystems keinerlei signifi-
kante Bedeutung haben.
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Beitragspflicht für alle Erwach-
senen und alle Einkommen

Langfristiger Abbau der Witwen-/
Witwerversorgung
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Finanzielle Konsequenzen eines universellen
Systems der gesetzlichen Alterssicherung

Das DIW Berlin hat untersucht, welche finanziel-
len Konsequenzen die Einführung eines univer-
sellen Alterssicherungssystems entsprechend den
Detailvorstellungen der Industriegewerkschaft
Bauen-Agrar-Umwelt sich ergeben.7 In einer Mo-
dellrechnung wurde die Situation, die im Jahre
1998 bestand, mit einer Situation verglichen, für
die unterstellt wurde, die Umstellung sei vor lan-
ger Zeit erfolgt und die Regelungen des universel-
len Systems seien auf der Beitrags- und Leistungs-
seite vollständig wirksam.8 Die Probleme des
Übergangs vom einen in das andere System blie-
ben also außer Betracht. Die Ergebnisse der Mo-
dellrechnung werden durch die sozio-ökonomi-
schen Rahmenbedingungen des Basisjahres 1998
bestimmt. Es wurde also nicht von Rückwirkun-
gen des veränderten Rentenrechts auf die Verhal-
tensweisen ausgegangen. Einige der damit impli-
zit getroffenen Annahmen sind durchaus diskus-
sionswürdig. Beispielsweise kann eingewendet
werden, dass es negativ auf die Vermögensbildung
und damit auf das Einkommen wirkt, wenn Kapi-
talerträge beitragspflichtig werden und diese –
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze – nicht
zu individuellen Rentenanwartschaften führen.

Spielraum für Senkungen des Beitrags-
satzes

Infolge der Ausweitung der Beitragspflicht auf
zusätzliche Personengruppen, alle Kapitalerträge
und das gesamte Einkommen jenseits der heutigen
Beitragsbemessungsgrenze würde das Beitragsvo-
lumen in der GRV erheblich höher sein als im be-
stehenden System. Um die Größenordnungen zu
berechnen, wurde zunächst von dem 1998 herr-
schenden Beitragssatz (20,3 %) ausgegangen und
unterstellt, dass in diesem Jahr bereits der Min-
destbeitrag von 102 Euro monatlich zu zahlen ge-
wesen wäre. Im universellen Alterssicherungssys-
tem wären 1998 schätzungsweise rund 2,3 Mill.
Selbständige (einschließlich der freiberuflich Er-
werbstätigen), die bisher noch nicht der GRV an-
gehören, und 2,4 Mill. Beamte versicherungs-
pflichtig geworden. Die Selbständigen hätten auf
der Basis ihres Erwerbseinkommens eine Bei-
tragslast in Höhe von 13 Mrd. Euro zu tragen, auf
das Erwerbseinkommen der Beamten entfielen
gut 16 Mrd. Euro.

Die Summe der Vermögenserträge, die der gesam-
ten Bevölkerung im Jahre 1998 zuflossen, lassen
sich nach Daten des Panels auf fast 51 Mrd. Euro
beziffern; daraus lässt sich ein Beitragsaufkommen
von rund 10 Mrd. Euro errechnen. Ein ähnlich

großer Betrag (14 Mrd. Euro im Jahr) wäre außer-
dem durch die Mindestbeitragszahlungen einge-
nommen worden.

Langfristig gesehen führen bei allgemein unver-
ändertem Rentenniveau die zusätzlichen Beiträge
zu individuell höheren Rentenleistungen. Durch
die Verbreiterung der Beitragsbasis würde sich nur
dann eine nachhaltige finanzielle Entlastung der
GRV ergeben, wenn Beitragszahlungen, die auf
Einkommensbestandteilen oberhalb der Beitrags-
bemessungsgrenze beruhen, nicht zu individuell
höheren Renten führen, sondern zu einer Umver-
teilung herangezogen würden.

Nach den der Untersuchung zugrunde liegenden
Befragungsergebnissen hatten 1998 etwa 5 % der
gesamten Bevölkerung im Alter von 15 bis 65 Jah-
ren, das waren rund 2,7 Mill. Personen (darunter
1,8 Mill. Arbeiter und Angestellte), ein Einkommen
aus Erwerbsarbeit und Vermögen über der Bei-
tragsbemessungsgrenze (51 538 Euro/Jahr). Aus
den Angaben errechnen sich das Volumen aller
über dieser Grenze liegenden Einkommen von
rund 206 Mrd. Euro – jeweils Jahreswerte – und
Beitragseinnahmen von 42 Mrd. Euro. Der Anteil
der Personen mit einem so hohen Einkommen war
bei den Beamten und Selbständigen deutlich höher
als bei der Gruppe der Arbeiter und Angestellten.
Beide Gruppen müssten sich also überdurch-
schnittlich häufig an der Einkommensumvertei-
lung zugunsten anderer Mitglieder der Versicher-
tengemeinschaft beteiligen, wenn die Rentenan-
wartschaften gekappt würden.

Eine auf lange Sicht erhebliche Entlastung würde
sich auch ergeben, wenn die GRV nicht mehr die
nach heutigen Regelungen hohen Kosten für die
Witwen/Witwer-Versorgung tragen müsste. Im Jah-
re 1998 wurden hierfür rund 36 Mrd. Euro aufge-
wendet. Bezogen auf die Bemessungsgrundlage
aller im universellen System beitragspflichtigen
Einkommen 1998 entspricht das fast 4 Beitrags-
punkten. Eine Entlastung in dieser Größenord-

7 In einem Abschnitt des Gutachtens werden von Ulrich Lohmann die
juristischen Aspekte eines universellen Systems der Alterssicherung
geprüft. Dort wird im Ergebnis abgeleitet, dass ein solches System – bei
Modifizierung der Regelungen zur Kappung hoher Anwartschaften –
als verfassungskonform eingestuft werden kann. Vgl. Kap. 3 in: Volker
Meinhardt et al.: Finanzielle Konsequenzen eines universellen Systems
der gesetzlichen Alterssicherung, a. a. O.
8 Die dafür notwendigen statistischen Informationen sind weitgehend
aus dem im DIW Berlin beheimateten Sozio-oekonomischen Panel
(SOEP) gewonnen. Das SOEP ist eine repräsentative Wiederholungsbe-
fragung privater Haushalte, die seit 1984 in Westdeutschland und seit
1990 in Ostdeutschland jährlich durchgeführt wird. Im Jahre 2000 er-
folgte eine Verdoppelung der SOEP-Stichprobe auf rund 25 000 Befra-
gungspersonen. Vgl. SOEP Group: The German Socio-Economic Panel
(GSOEP) after more than 15 years – Overview. In: Elke Holst et al. (Hrsg.):
Proceedings of the 2000 Fourth International Conference of German
Socio-Economic Panel Study Users (GSOEP2000). In: Vierteljahrshefte
zur Wirtschaftsforschung, Jg. 70, Nr. 1/2001, S. 7–14; oder auch http:
//www.diw.de/soep/
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Simulation für das Jahr 1998

Ausweitung des Beitrags-
volumens
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nung würde erst wirksam, nachdem diese Hinter-
bliebenenrenten aus dem Bestand „herausgewach-
sen“ sind und auch die notwendigen Übergangsre-
gelungen für die bei der Reform älteren Ehepaare
keine weiteren Ansprüche mehr nach sich ziehen.

Führt man die in der ersten Modellrechnung ge-
schätzten Ausgaben und Einnahmen zusammen,
ergibt sich auf der Basis der Gegebenheiten des
Jahres 1998 ein finanzieller Spielraum von etwa
60 Mrd. Euro im Jahr. Bezogen auf das gesamte,
nach neuem Recht versicherte Einkommen ent-
spricht dies gut 6 Beitragspunkten. Bei dieser
Rechnung ist unter anderem unterstellt worden,
dass der 1998 geleistete Bundeszuschuss an die
GRV in Höhe von 49 Mrd. Euro im Jahr auch un-
ter den Bedingungen des alternativen Rentenmo-
dells gezahlt worden wäre.

Weitere Reformelemente

Infolge der allgemeinen Versicherungspflicht wür-
de der Kreis von Personen zwar größer, die wäh-
rend der Erwerbsphase stetig ausreichende Beiträ-
ge auf der Basis eigenen Einkommens zahlen oder
nur relativ geringe Versicherungslücken haben.
Sind aber die Phasen der Mindestbeitragszahlung
im Leben von Versicherten lang, wie das künftig
z. B. bei verheirateten Müttern noch überdurch-
schnittlich häufig der Fall wäre, ergeben sich unzu-
reichende Renten. Der vorgesehene Mindestbeitrag
führt selbst nach 50 Beitragsjahren zu einer Rente
weit unter dem Sozialhilfeniveau. Vor diesem Hin-
tergrund wurden die ursprünglichen Annahmen für
ein universelles Altersvorsorgemodell erweitert:

– Allen Mitgliedern der GRV wird für Zeiten der
schulischen oder betrieblichen Ausbildung ein
Rentenzuschlag im Wert von drei Beitragsjah-
ren auf der – im Unterschied zum bestehenden
System einheitlichen – Basis des durchschnitt-
lichen Versicherteneinkommens gewährt. Der
Aufwand hierfür wird aus Mitteln der GRV fi-
nanziert bzw. aus dem Bundeszuschuss, den
diese erhält.

– Die Jahre der Betreuung und Erziehung von
Kindern unter zehn Jahren aller Geburtsjahr-
gänge werden bei der Rente so angerechnet und
berücksichtigt, wie das nach den bestehenden
Regelungen lediglich bei Kindern der Geburts-
jahrgänge 1992 und später der Fall ist; unter
anderem sollen auch für die vor 1992 gebore-
nen Kinder drei „Babyjahre“ – bisher ist es nur
ein Jahr – bei der Rente angerechnet werden.
Die Beitragszahlungen für die rentenrechtlich
anerkannten Kindererziehungszeiten übernimmt
weiterhin der Bund.

– In Anbetracht juristischer, aber auch ökonomi-
scher Bedenken gegen eine radikale Verletzung
der „Beitragsgerechtigkeit“ durch eine vollständi-
ge Kappung der Renten oberhalb eines Höchst-
betrages für die Rentenzahlung werden die An-
wartschaften aus den Beiträgen auf der Basis
eines Einkommens oberhalb der 1998 geltenden
Beitragsmessungsgrenze durchschnittlich zur
Hälfte angerechnet; das ist eine der Möglich-
keiten degressiv-proportionaler Anrechnung.

Des Weiteren wurde unterstellt, dass der Bundes-
zuschuss reduziert wird. Damit soll berücksichtigt
werden, dass der Bund im Vergleich zu heute erheb-
lich mehr Beiträge für die Anrechnung der Kinder-
erziehungszeiten zahlen müsste und vermutlich
auch einen Finanzierungsspielraum für die völlige
oder teilweise Übernahme von Mindestbeiträgen
einkommensschwacher Haushalte benötigt.

Die modifizierte hypothetische Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung zeigt, dass trotz erhöhter Leis-
tungen an die Rentner und des insgesamt verrin-
gerten Bundeszuschusses noch ein Finanzierungs-
spielraum vorhanden wäre. Der Beitragssatz hätte
1998 nach der Neuregulierung rund 17 % betra-
gen, das sind etwa 3 Prozentpunkte weniger als im
bestehenden System.

Höhere Durchschnittsrenten im universellen
Alterssicherungssystem …

Auf der Basis der statistischen Informationen für
das Jahr 1998 lässt sich die Rentenhöhe je Versi-
cherten im universellen Alterssicherungssystem
unter den modifizierten Annahmen schätzen. Im
Vergleich zum durchschnittlichen Altersruhegeld
des gesamten Rentenbestands in der heutigen
GRV ist der entsprechende Mittelwert für das Al-
tersruhegeld, das sich nach 45 Jahren unter dem
Regime der Neuregelung ergeben hätte, selbst bei
einer Kappung der Anwartschaften über der vor-
gesehenen Grenze um die Hälfte ihres äquivalen-
ten, also „beitragsgerechten“, Werts deutlich hö-
her. Das liegt im Wesentlichen an den vorausset-
zungsgemäß längeren Versicherungszeiten, denn
das Rentenniveau ist jeweils gleich. Auch Frauen
würden vollständige Versicherungsverläufe haben
und höhere Durchschnittsrenten als bei den gegen-
wärtigen Regelungen.

… aber eine eigenständige Alterssicherung
wäre insbesondere bei Frauen nicht immer
gewährleistet

Die Voraussetzungen für den Erwerb von Renten-
anwartschaften werden auch künftig noch deutlich

Finanzielle Konsequenzen der Einführung eines universellen Alterssicherungssystems

Finanzierungsspielräume auch
bei veränderter Ausgestaltung

Vollständigere Versicherungs-
verläufe
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durch die traditionelle Arbeitsteilung zwischen
Männern und Frauen geprägt sein. So würden
auch unter den modifizierten Bedingungen des
universellen Alterssicherungssystems die Renten
für weibliche Versicherte deutlich seltener auf
Beitragszahlungen aus Erwerbs- und Vermögens-
einkünften, mehr auf Kindererziehungszeiten und
– weit häufiger – auf Mindestbeiträgen beruhen,
als das entsprechend bei männlichen Versicherten
der Fall wäre. Der Rückstand, den Frauen bei der
Alterssicherung durchschnittlich hinnehmen müss-
ten, ist anhand aktueller Daten auf etwa ein Drittel
der Renten für Männer zu schätzen.

Verheiratete Frauen erwerben im Mittel noch ge-
ringere Rentenanwartschaften aus eigenen Bei-

tragszahlungen als die übrigen weiblichen Versi-
cherten, weil ein nicht zu vernachlässigender Kreis
unter ihnen auch heute noch während längerer
Phasen der Kindererziehung nicht oder nur einge-
schränkt erwerbstätig ist. Die Zahlung von Min-
destbeiträgen und „Babyjahren“ bei der Rente
würde die eigenständige Sicherung von Ehefrauen
zwar erheblich fördern. Aber es ist zu erwarten,
dass dies im Hinterbliebenenfall keineswegs im-
mer ausreicht, um den Fortfall der Witwenrente zu
kompensieren. Dies ist im Hinblick auf eine Sen-
kung des Beitragssatzes zur GRV und einer Stär-
kung der Eigenverantwortlichkeit auch beabsich-
tigt.

Finanzielle Konsequenzen der Einführung eines universellen Alterssicherungssystems

Mehr Eigenverantwortlichkeit
statt Witwen-/Witwerversorgung
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Industrietagung des DIW Berlin

Die Industrietagung ist ein hervorragendes Forum für Experten, die an Einschätzungen
der aktuellen ökonomischen Entwicklung der Weltwirtschaft und ihrer Regionen sowie
den sich daraus ergebenden Konsequenzen für die deutsche Wirtschaft mit ihren Branchen
interessiert sind. Die wissenschaftliche Betreuung durch das DIW Berlin und die aktive
Mitarbeit einer großen Zahl von Teilnehmern aus der Praxis sind das Qualitätssiegel der
Veranstaltung. Es wird ein umfassendes und detailliertes Bild der aktuellen konjunkturel-
len Situation – künftig verstärkt auch der strukturellen Herausforderungen – gezeichnet,
das im Kontext mit den davon unterschiedlich betroffenen Branchen und Unternehmen
diskutiert wird.

Die eineinhalbtägige Tagung wird seit Oktober 1960 zweimal jährlich, jeweils im Mai und
November, durchgeführt und von der Vereinigung der Freunde des DIW Berlin (VdF) ge-
fördert. Die Tagung ist das zentrale Bindeglied des DIW Berlin für die Zusammenarbeit
mit der Wirtschaft und ihren Organisationen. Rund 100 Repräsentanten aus Unternehmen,
Wirtschaftsverbänden und Wissenschaft nehmen regelmäßig teil. Mit dem Umzug der
Bundesregierung nach Berlin hat sich auch die Teilnehmerzahl aus der Politik deutlich
erhöht; dies hat neue Möglichkeiten für den wirtschaftspolitischen Dialog geschaffen.

Ausgangspunkt der Tagung ist regelmäßig ein Bericht des DIW Berlin zur konjunkturellen
Lage der Weltwirtschaft und ihrer Regionen sowie ihrer kurzfristigen Entwicklungsper-
spektiven. Daraus werden Schlussfolgerungen für die Wirtschaftspolitik abgeleitet und
diskutiert. Im Anschluss daran wird ein wirtschaftspolitisch aktuelles Schwerpunktthema
behandelt. Darauf aufbauend werden Prognosen für die einzelnen Wirtschaftszweige
vorgestellt, und zwar sowohl vom DIW Berlin als auch von Experten der jeweiligen Bran-
chen aus Unternehmen oder Verbänden. Um dem zunehmenden Interesse an den struk-
turellen Herausforderungen und den mittelfristigen Perspektiven von Branchen besser
gerecht zu werden, sollen künftig jeweils im Frühjahr Simulationen zur Entwicklung der
größeren Branchen über einen Zeitraum von vier bis fünf Jahren vorgestellt werden. Damit
erhalten die Teilnehmer einen wichtigen Orientierungsrahmen, in den sie die kurzfristi-
gen Prognosen und Erwartungen einordnen können.

Mit diesem Serviceangebot will das DIW Berlin, insbesondere die Abteilung Innovation,
Industrie und Dienstleistungen in Zusammenarbeit mit der Abteilung Konjunktur, eine in
Deutschland einmalige Plattform schaffen, um über die vielen branchenspezifischen
Fachtagungen hinaus interessierten Experten die Möglichkeit zu geben, die Entwicklun-
gen der sie interessierenden Märkte in einem weiteren Umfeld zu verstehen.




